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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Zollrechts-Durchführungsgesetz geändert wird 
(2. ZoIlR-DG Novelle); Stellungnahme. 
Bezug: BMF-Erlaß vom 23. April 1996. 

GZ. ZK-0003/1-11l/2/96. 

Zum Entwurf eines 8undesgesetzes, mit welchem das Zollrechts-Durchführungsge­

setz geändert werden soll, wird wie folgt Stellung genommen: 

Von der in das ZoIlR-DG aufzunehmenden Befugnis der Mitwirkung von Organen des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes an den Geschäften der Zollverwaltung wäre aus 

grundsätzlichen Erwägungen Abstand zu nehmen. 

Der dem Gesetzesentwurf lugrundeliegenden Überlegung, daß nur an Grenzüber­

gängen mit starkem Verkehrsaufkommen die sicherheitsbehördliche Grenzkontrolle 

durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und die Zollkontrolle durch Zollor­

gane wahrgenommen werden sollen und an Grenzübergängen mit geringerem Ver­

kehrsaufkommen eine DoppeJbesetzung mit diesen Organen aus dem Gesichtspunkt 

der Sparsamkeit der Verwaltung einen unvertretbaren Personalaufwand bewirken 

würde. wird beigepflichtet. Bei den Grenzübergängen mit geringerem Verkehrsauf-
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kommen hätten daher die vorerwähnten Kontrollen, wie schon bisher jahrelang 

praktiziert, weiterhin durch ZolJorgane zu erfolgen. 

Bereits der Rechnungshof hat sich in seiner zum Entwurf des Grenzkontrollgesetzes 

an das Bundesministerium für Inneres übermittelten Stellungnahme vom 30. Jänner 

1996, ZI. 11·01/96, aus Kostengründen und Erwägungen der Effilienz gegen eine 

sogenannte "umgekehrte Übertragung" von Aufgaben der Zollverwaltung auf Sicher­

heitsorgane des Grenzdienstes der Bundesgendarmerie ausgesprochen. 

Die Finanzlandesdirektion vertritt gleichfalls die AnsiCht des Rechnungshofes, 

wonach die ästerreichische Zollverwaltung seit dem EU-Beitritt gegenüber allen EU­

Mitgliedsstaaten und den EU-Gemeinschaftsorganen die Verantwortung für eine den 

strengen Maßstäben des gemeinschaftlichen Zol/- und Außenwirtschaftsrechtes ent­

sprechenden Überwachung des gesamten die österreichischen EU-Außengrenzen 

überschreitenden Warenverkehrs trägt. Im Wirtschaftsverkehr der EU-Staaten mit 

Drittlandsberührung ergeben sich vielfältige Ansatzpunkte für Schmuggel-, Hinter­

ziehungs- und sonstige Betrugshandlungen. welche nicht nur die Einnahmen der Ge­

meinschaft aus ihrer traditionellen Eigenmittelquellen (Zölle) schmälern, sondern auch 

auf andere Bereiche des EU-Haushaltes, beispielsweise. auf dem Gebiet der Aus­

fuhrerstattungen. E.!ußerst negative Auswirkungen haben. In die Anstrengungen der 

EU-Organe zur Eindämmung dieser Tendenzen werden die nationalen Zollverwaltun­

gen wegen ihrer SChlüsselstellung bei der Überwachung des internationalen Waren­

verkehrs in steigendem Maß verpflichtend eingebunden. 

Im Rahmen dieser verbindlichen 8etrugsbekämpfungsaktionen sind wirksame zoll­

rechtliche Kontrollen an den GrenzzoJJämtern im Güter- und Reiseverkehr in Hinkunft 

wichtiger denn je. Der Rechnungshof betonte, daß hiefür jeweils nach aktueller Ge­

setzeslage ausgebildete Exekutivkräfte der Zollverwaltung unabdingbar sind. welche 

nicht nur das komplizierte gemeinschaftliche Zollrecht, sondern auch die vielfältigen, 

im grenzüberschreitenden Warenverkehr von der Zollverwaltung zu vollziehenden 

Verbote und Beschränkungen gemeinschaftsrechtlicher wie nationaler Art aus­

reichend handhaben können. 

Der Rechnungshof hat im gegenständlichen Zusammenhang weiter kundgetan, daß 

auch Organe, denen die zol/rechtliche Überwachung anvertraut ist, eines ständig auf­

zufrischenden, praktischen Grundwissens in abgaben- und finanzstrafrechtlicher Hin­

sicht bedürfen. Dabei ist vor allem die sichere, aktuelle Orientierung über die Verbote 

und Beschränkungen des Warenverkehrs nicht zu unterschätzen. 
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Die durch den EU-Beitritt erheblich beschleunigte, dynamische Entwicklung der ein­

schlägigen Rechtsmaterien würde nach den Ausführungen des Rechnungshofes die 

Beamten des Grenzdienstes der Bundesgendarmerie mit unverhältnismäßig mehr 

Aus- und Weiterbildungsaufwand belasten. als dies umgekehrt für einen Zoll wache­

beamten mit Rücksicht auf die bei GrenzübertrittsteIlen mit geringem Verkehrsauf­

kommen zu beobachtenden GrenzkontroJlbestimmungen der Fall ist. 

Die Finanzlandesdirektion für Kärnten bezweifelt, daß die Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes - trotz der im Entwurf angesprochenen (entsprechenden) 

Schulung - infolge der mit dem EU-Zollrecht gestiegenen Anforderungen weder den 

im Reiseverkehr noch den im kommerziellen Güterverkehr anfallenden ZolJagenden 

hinreichend gerecht werden könnten, weil nicht der Vollzug des EU-Zollrechtes, 

sondern die sicherheitsbehördlichen Agenden ihr primärer Einsatzbereich bleiben 

würde. 

Auf Grund der dargelegten Umstände kann auch den im Vorblatt und in Punkt A. AI/­

gemeiner Teil - letzter Absatz der Erläuterungen zum Entwurf enthaltenen Aus­

führungen, wonach die beabsichtigte Änderung des ZoJlrechts- Durchführungsge­

setzes keine zusätzlichen Kosten verursache, nicht uneingeschränkt beigepflichtet 

werden. 

Zu § 15a Abs. 1 und Abs. 2: 

Die in Aussicht genommene Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheits­

dienstes an Orten, die nicht mehr als' 5 Kilometer von der Zollgrenze entfernt sind, 

laßt zum einen unerwünschte Kompetenzkonflikte zwischen den Sicherheitsorganen 

und den Zollwacheorganen der mobilen Überwachungsgruppen erwarten, zum 

anderen wird bezweifelt. ob in der Praxis ein Einschreiten von Zoll organen seitens der 

Gendarmerieorgane initiiert würde. 

Zu § 1 5a Abs.3: 

Im Verordnungswege können die für eine Mitwirkung durch Sicherheitsorgane in 

Frage kommenden Grenzübergänge sowie bestimmte Bereiche und bestimmte Zeiten 

hinsichtlich der Wahrnehmung zollrechtlicher Befugnisse durch diese Organe festge­

legt werden. Unter Bedachtnahme auf die eingangs erwähnte Vorgabe, eine Doppel-
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besetzung bei Grenzübergängen mit geringem Verkehrsaufkommen wäre nicht ver­

tretbar, bedingt von vornherein nur eine Mitwirkung der Sicherheitsorgane bei 

Zollämtern 2. Klasse mit vorherrschend nichtkommerziellen Warenverkehr 

(Reiseverkehr) und darüberhinaus zu Zeiten einer niedrigen Verkehrsfrequenz. 

Dazu darf bemerkt werden, daß Reisende entsp·rechend internationaler Vereinbarun­

gen und nach EU-Zollrecht einen Anspruch darauf haben, bei ihren Reisebewegungen 

l.lber die für den internationalen Reise- und Warenverkehr geöffneten Grenzübergänge 

an allen Tagen von 00.00 bis 24.00 Uhr neben abgabenfreiem Reisegut auch ab­

gabenpflichtige, zu nichtkommerziellen Zwecken bestimmte Waren mit�uführen, 

welche einer Zollabfertigung :zu unter:ziehen sind. Demnach ist den Reisenden auch 

bei den Zollämtern 2. Klasse die Möglichkeit zu bieten, daß ihre :zu nichtkommer­

ziellen Zwecken mitgeführten Waren rund um die Uhr zum jeweils beantragten bzw. 

in Betracht kommenden ZoHverfahren abgefertigt werden. 

Eine bei den von der Neuregelung betroffenen Zoll�mtern 2. Klasse allenfalls beab­

sichtigte Einschränkung auf das lediglich zulässige Mitführen von ZOllfreiem Reisegut 

durch Reisende während der Nachtzeit oder an Wochenenden und Feiertagen, wie 

eine solche Vorgangsweise der Wortlaut des § 15a Abs. 3 eröffnen läßt, würde nicht 

nur internationalen Vereinbarungen und Gepflogenheiten zuwiderlaufen, sondern 

hätte einen weder für die EU-Mitgliedstaaten noch für die Österreich angrenzenden 

Dr;ttstaaten verständlichen Rückschritt im grenzüberschreitenden Reisendenverkehr 

zur Folge. Anderenfalls müßten aber die mit Zollaufgaben befaßten und im nicht­

kommerziellen Warenabfertigungsdienst eingesetzten Sicherheitsorgane über jenes 

umfassende Wissen verfügen, wie dieses den Zoll organen in intensiven Schulungen 

und in der Folge bei immer wiederkehrenden Unterrichten über Neuerungen und 

Änderungen der Gesetzesmaterien vermittelt wird. 

Die betreffenden Sicherheitsorgane müßten daher in der Lage sein, auch komplizierte 

Zollabfertigungen im nichtkommerziellen Warenverkehr gesetzeSkonform abwickeln 

zu können. Dazu ist nicht nur eine entsprechende Kenntnis des eigentlichen EU-Zoll­

rechtes, sondern auch das Wissen über bei bestimmten Waren anzuwendende 

Spezia/vorschriften notwendig. Beispielhaft darf auf die speziell geltenden Be­

stimmungen bei der Einfuhr von zollpflichtigen Tabakwaren, Spirituosen, mineralöl­

hältigen Treibstoffen, dem Washingtoner Artenschutzübereinkommen unterliegende 

Arten und Erzeugnissen daraus, Arzneiwaren, Pflanzen, Tieren, U.S.w., bzw. bei der 

Ausfuhr von Kulturgut hingewesen werden. Den Sicherheitsorganen müßte bei Ab­

wesenheit der Zollorgane unter anderen zur Durchführung von AbgabenvorSChreibun-

1/SN-23/ME XX. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 6

www.parlament.gv.at



29/04 '96 12:05 '5"502605 FLD f. Kaernten -+-H· PRAES. -PARLAMENT 

� 5 -

gen und sonstigen zo/lbehördlichen Maßnahmen der Zugang zu sämtlichen dem 

Zollamt zur Verfügung stehenden Unterlagen und Einrichtungen, wie beispielsweise 

Rechtsvorschriften, Dienststempeln, EDV-Anlagen für die datenunterstützte Zoll­

tarifabfrage, Waagen, streng verrechenbare Drucksorten, Zollkasseneinrichtungen, 

u.s. w. eingeräumt werden. 

Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß sich die Sicherheitsorgane mit· der 

nach EU-Zollrecht gebotenen Genauigkeit und Intensität mit spezifisch zollrechtlichen 

Bestimmungen und Spezialvorschriften auseinandersetzen, sondern bei der Erfüllung 

ihrer Dienstobliegenheiten verständlicherweise den ihnen ressortmäßig zukommen­

den sicherheitsrechtlichen Aufgaben die Priorität vor der für die Zollverwaltung wahr­

zunehmenden Mitwirkung an Zollgeschäften einräumen werden. 

Zu § 1 5a Abs.7: 

Im letzten Absatz des Vorblattes zum Entwurf wird darauf hingewiesen, daß der in 

Aussicht genommenen Regelung der Charakter der Einmaligkeit unter den EU-Mit­

gliedstaaten zukomme und die an die Sicherheitsorgane zu übertragende Mit­

wirkungspflicht an Zollgeschäften nicht das EG-Recht verletzen würde. Im Artikel 15 

des Zoll kodex wird ausdrücklich auf die von den Zollbehörden zu wahrende Geheim­

haltungspflicht verwiesen. Es erscheint trotz der in den Absätzen 1 und 7 des § 15 

vorgesehenen Anordnungen bedenklich, wenn den Sicherheitsorganen im Rahmen 

ihrer Mitwirkung an ZOllgeschäften Umstände und Tatsachen bekannt werden, 

welche ihnen ansonsten nicht zur Kenntnis gelangen würden und diese Kenntnis so­

dann bei der Erfüllung ihrer eigenen sicherheitsbehördlichen Aufgaben verwertet 

werden könnte. Interessenkollissionen können daher nicht von vornherein ausge­

schlossen werden und ist nach Dafürhalten der Finanzlandesdirektion der den Sicher­

heitsorganen gewährte Informationszugang auch mit den nationalen Abgabenvor­

schriften über das Amts- und Steuergeheimnis kaum in Einklang zu bringen. 

Auf Grund der dargelegten Erwägungen möge den Sicherheitsorganen nicht die Mit­

wirkung an Zal/geschäften übertragen werden. Die Zollwacheorgane und die ihnen 

unmittelbar vorgesetzten leitenden Zol/organe an jenen Grenzübergängen, an 

welchen eine Doppelbesetzung (Grenzgendarmerie und Zollwache) nicht gerecht­

fertigt erscheint, können auch künftighin zur Durchführung der sicherheitsbehörd 
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lichen GrenzkontrolJe herangezogen werden und wird dadurch jedenfalls dem Gebot 

einer sparsamen öffentlichen Verwaltungsführung Rechnung getragen, 

Klagenfurt, 29. April 1996 

Der Präsident: 
In Vertretung: 

Dr. Cesnovar 

insgesamt: 6 Seiten 
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